
Text (Teil B) 
Textliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung Photovoltaik (§ 11 
Abs. 2 BauNVO) 

Innerhalb der Sondergebietsfläche, bestehend aus Teilbereich 1 und 2, mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaik" ist die Errichtung von baulichen Anlagen zur 
Stromerzeugung aus Solarenergie (Photovoltaikanlagen) sowie der erforderli-
chen Nebenanlagen wie zum Beispiel Wechselrichter, Transformatoren, Spei-
cheranlagen, Versorgungsleitungen, Erdkabel, Anlagen zur Überwachung des 
Geländes, Einfriedungen als Hecken oder nicht-blickdichte Zäune ohne Sockel-
mauer und Wege zur Unterhaltung der Anlagen zulässig. 

Nach Ende der Nutzung als Photovoltaikanlage ist die Fläche gem. § 9 Abs. 2 
BauGB zurückzubauen und der landwirtschaftlichen Nutzung zurückzuführen. 
Bis zur Betriebsaufnahme bzw. zur endgültigen Betriebseinstellung wird als Vor- 
bzw. Folgenutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB „Fläche für die Landwirt-
schaft“ festgesetzt. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Grundflächenzahl als Höchstmaß bezieht sich auf die durch Photovoltaikan-
lagen übertraufte Fläche, in senkrechter Projektion auf die Geländeoberfläche. 

Die Grundflächenzahl wird auf 0,7 festgesetzt. 

2.1  Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) und Stellung baulicher Anlagen (§ 
9 Abs. 1 Nr. 2) 

Die in der Planzeichnung festgesetzte MHmin und MHmax gelten für Photovoltaik-
anlagen sowie Gestelle. Die Mindesthöhe der unteren Kante der Solarmodule 
(MHmin) darf eine Höhe von 0,80 m nicht unterschreiten. Die maximale Höhe der 
Solarmodule (MHmax) wird auf 3,50 m festgesetzt. Für betriebsbezogene Anlagen 
ist eine Überschreitung der maximalen Höhe bis zu einer Gesamthöhe von 6,00 
m (BAHmax) zulässig. Als Höhenbezugspunkt gilt je Modul die mittlere Höhe des 
natürlichen Geländes der übertrauften Fläche. Das natürliche Gelände wird durch 
die in der Planzeichnung dargestellten Geländehöhen als Höhe über Normalhö-
hennull (m ü. NHN) definiert.  

Der Abstand zwischen den Reihen der Solarmodule darf eine Breite von 3,00 m 
nicht unterschreiten.  

Einfriedungen sind bis zu einer maximalen Höhe von 2,50 m zulässig. Es ist ein 
Freihalteabstand von mind. 20 cm zwischen der unteren Kante des Zaunes und 
dem natürlichen Gelände einzuhalten. 

3.  Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 2 BauGB) 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind außerhalb 
der baulichen Anlagen und Nebenanlagen als extensives Grünland zu entwi-
ckeln. 

Die unversiegelten Flächen im gesamten SO mit der Zweckbestimmung „Photo-
voltaik" (neben, zwischen und unter den Modulen) sind als Extensivgrünland zu 
entwickeln und durch Beweidung mit Schafen (4 Tiere zzgl. Nachzucht/ha/Jahr) 



zu pflegen. Eine Beweidung ist ab dem 01.07. bis zum 15.10. zulässig. Es ist eine 
autochthone Saatgut-Mischung aus dem Herkunftsbereich 1 (Nordwestdeut-
sches Tiefland) „Grundmischung“ mit einem Gräseranteil von 70 % bzw. einem 
Kräuteranteil von 30 % zu verwenden. Es ist auch die Pflege durch Mahd zuläs-
sig. Die Mahd ist zweimal jährlich ab dem 01.07. durchzuführen. Das Mähgut 
muss neben und zwischen den Modulen vollständig abgefahren werden. 

Für das Extensivgrünland gilt ein ganzjähriges Verbot der Anwendung organi-
scher und chemisch- synthetischer Düngemittel und von Pflanzenschutzmitteln, 
ein Umbruchverbot, Verbot des Zufütterns, Verbot von Entwässerungsmaßnah-
men sowie ein ganzjähriges Verbot des Walzens. 

Die zugelassenen baulichen Anlagen sind nur innerhalb der festgesetzten Bau-
grenzen zugelassen. Außerhalb der Baugrenze sind Einrichtungen zum Brand-
schutz, Zuwegungen, Erdkabel und Zäune zur Einfriedung ausnahmsweise zu-
gelassen. 

4. Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 
BauGB) 

Auf den Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind (Sichtfelder), sind Bebau-
ungen, Bepflanzungen oder sonstige Nutzungen von mehr als 0,8 Meter Höhe 
über OK der angrenzenden Straßenverkehrsfläche (Fahrbahnrand der nördlich 
von Teilbereich 1 gelegenen Kieler Straße und des südlich von Teilbereich 2 ge-
legenen Wirtschaftswegs) sowie Stellplätze nicht zulässig. 

5.  Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 Abs 1 Nr. 13 BauGB) 

Die Verlegung von Erdkabeln, die im direkten Zusammenhang mit der Photovol-
taik-Anlage stehen, ist außerhalb des Abstandsstreifens zur BAB 210 nach RPS 
2009 im gesamten sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik“ sowie auf allen privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Grünland“ und „Maßnahmenflächen“ zulässig.  

6.  Grünordnerische Festsetzungen (§§ 9 Abs. 1 Nr. 14, 15, 20, 25a, 25b 
BauGB) 

6.1 Ausgleichsmaßnahme A1: Schutzgut Boden 

Die durch Solarmodule überstellte Fläche ist als Eingriff in die Natur zu werten 
und mit einem Ausgleichsfaktor von 0,1 auszugleichen. Der erforderliche Aus-
gleich beträgt 3.363 m². Der hierfür erforderliche Ausgleich wird auf den Maßnah-
menflächen A1 erbracht.  

Sie ist als Extensivgrünland zu entwickeln und durch Beweidung mit Schafen (4 
Tiere zzgl. Nachzucht/ha/Jahr) zu pflegen. Eine Beweidung ist ab dem 01.07. bis 
zum 15.10. zulässig. Es ist eine autochthone Saatgut-Mischung aus dem Her-
kunftsbereich 1 (Nordwestdeutsches Tiefland) „Grundmischung“ mit einem Grä-
seranteil von 70 % bzw. einem Kräuteranteil von 30 %zu verwenden. Die Pflege 
durch Mahd ist ebenfalls zulässig. Die Mahd ist einmal jährlich ab dem 01.07. 
durchzuführen. Das Mähgut muss vollständig abgefahren werden.  

Für das Extensivgrünland gilt ein ganzjähriges Verbot der Anwendung organi-
scher und chemisch- synthetischer Düngemittel und von Pflanzenschutzmitteln, 
ein Umbruchverbot, Verbot des Zufütterns, Verbot von Entwässerungsmaßnah-
men sowie ein ganzjähriges Verbot des Walzens. 

Es sind auf beiden Teilbereichen mindestens ein Totholzhaufen oder Lesestein-
haufen von 10 m² anzulegen. 

Auf chemische Reinigungsmittel ist zu verzichten. 



6.2 Regenwasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Sämtliches, im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ 
anfallendes unverschmutztes Regenwasser ist auf dem Grundstück selbst breit-
flächig und über die belebte Bodenzone zu versickern.  

6.3 Maßnahmen zur Erhaltung des Oberbodens und der Topografie (§ 9 Abs. 1 
Nr. 20 BauGB) 

Im gesamten Plangebiet sind Aufschüttungen, Abgrabungen und Planierungen 
größeren Umfangs unzulässig.  

Im gesamten Plangebiet ist die Neuanlage von Drainagen unzulässig. 

6.4 Einfriedung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
sind als Eingrünung festgesetzt. Es ist ein 5 m breiter blickdichter Grünstreifen, 
in Teilbereich 1 zwischen den Bestandknicks sowie parallel zur Kieler Straße und 
in Teilbereich 2 entlang des Wirtschaftswegs mit heimischen und standortgerech-
ten Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß Artenliste (s.u. Hinweise h) 
zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Verlust durch Pflanzungen gleicher 
Art zu ersetzen.  

6.5 Knickschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

Die nachrichtlich übernommenen öffentlichen Knicks entlang der westlichen, 
nördlichen und östlichen Geltungsbereichsgrenze von Teilbereich 1 sowie von 
Teilbereich 2 sind gem. § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG i. V. mit § 30 BNatSchG 
geschützt und unterliegen der periodischen Knickpflege. Sie werden gesichert 
und sind dauerhaft in ihrem Bestand zu erhalten. Zum Schutz der Knicks sowie 
zur Vermeidung von Beeinträchtigungen werden den Knicks Schutzstreifen (pri-
vates Grün - Knickschutzstreifen) vorgelagert, die eine Breite von min. 4,00 m 
aufweisen, gemessen vom Knickwallfuß. Einfriedungen dürfen einen Abstand 
von 0,50 m zu den Knicks (gemessen vom Knickwallfuß) nicht unterschreiten. 
Jegliche baulichen Anlagen und Bodenversiegelungen sind in diesen Schutz-
streifen unzulässig. Die Flächen der Schutzstreifen sind als extensives Grünland 
zu entwickeln.  

Knicklückenschließungen sind durch Pflanzungen heimischer Gehölze gemäß 
dem Merkblatt zum Knickschutz vom Kreis Rendsburg-Eckernförde und gemäß 
Artenliste (s.u. Hinweise h) zu schließen. 

6.6 Minimierungsmaßnahme 

Die spätblühende Traubenkirsche stellt als standortfremde Pflanze (Neophyt) 
eine Beeinträchtigung der heimischen Knickvegetation dar und muss beseitigt 
werden. Dazu sind die Gehölze inkl. der Wurzeln zu entnehmen. Die Lücken sind 
mit Nachpflanzungen heimscher Gehölze gemäß Artenliste (s.u. Hinweise h) zu 
schließen. 

6.7 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen 

AV1 – Bauzeitenregelung Brutvögel 

Baumaßnahmen (einschließlich vorbereitender Maßnahmen, Anlage von Zuwe-
gungen etc.) sind grundsätzlich außerhalb der Brutzeit der heimischen Arten (Bo-
denbrüter 01.03.-15.08., Gehölzbrüter 01.03.-30.09.) durchzuführen. In Offen-
landbereichen dürfen im Zeitraum vom 01.03.-15.08. keine Baumaßnahmen 
durchgeführt und in Gehölze darf im Zeitraum 01.03.-30.09. nicht eingegriffen 
werden. 

  



AV2 – Vermeidung der Ansiedlung von Brutvögeln 

Müssen Arbeiten zur Baufeldfreimachung oder zum Anlagen-Aufbau unweiger-
lich während der Brutzeiten, nach dem 01.03, durchgeführt werden, so ist vorher 
durch geeignete Maßnahmen eine Besiedlung der betreffenden Fläche zu ver-
hindern. Bei einer Baufeldräumung mit unmittelbar anschließendem Beginn der 
störungsintensiven Baumaßnahmen vor dem 01.03. ist sichergestellt, dass keine 
Arten in den Baufeldern nisten und sich auch keine störungsempfindlichen Arten 
in den von Störungen betroffenen Bereichen ansiedeln. Dazu darf der störungs-
intensive Baubetrieb nicht länger als 5 Tage unterbrochen werden, um Neuan-
siedlungen von Brutvögeln zu verhindern. Die ununterbrochene Bautätigkeit ist 
z.B. durch ein Bautagebuch nachzuweisen. Sofern der Bau zwar vor der Brutzeit 
begonnen wurde, dann aber für mehr als 5 Tage unterbrochen werden soll, sind 
spätestens 5 Tage nach Unterbrechen der Bautätigkeit Vergrämungs- und Ent-
wertungsmaßnahmen durchzuführen, um eine Wiederaufnahme der Bautätigkeit 
während der Bauzeit sicherzustellen. Alternativ zum Beginn des Baubetriebs 
können die Offenlandbereiche durch das Aufstellen von sogenannten „Vergrä-
mungsstangen“ entwertet werden. 

Die Vergrämungsmaßnahmen müssen vor Beginn der Brutzeit (vor dem 01.03.) 
durchgeführt werden. Nach Beginn der Brutzeit kann mit Entwertungs- und Ver-
grämungsmaßnahmen nur begonnen werden, wenn durch eine höchstens 5 
Tage zurückliegende Besatzkontrolle nachgewiesen wurde, dass keine Brutvögel 
in den betroffenen Flächen nisten. Die Vergrämungsmaßnahmen sind in einem 
Vergrämungskonzept detailliert zu beschreiben und vor Beginn der UNB vorzu-
legen. 

AV3 – Besatzkontrolle Brutvögeln 

Wenn Vergrämungsmaßnahmen nicht bereits vor Beginn der Brutzeit durchge-
führt werden können und der Baubeginn in die genannten Bauzeitenausschluss-
fristen fällt, sind alle Bereiche mit Lebensraumpotenzial für die betroffenen Arten 
bzw. Gilden vor Baubeginn über die ökologische Baubegleitung auf Besatz zu 
prüfen. Im Zuge der Besatzkontrolle sind die Baufelder und Zuwegungen unter 
Berücksichtigung des Umfeldes auf Anwesenheit und Brutaktivitäten zu prüfen. 
Fällt die Besatzkontrolle negativ aus, muss mit der Bauausführung innerhalb von 
5 Tagen begonnen werden. Geschieht die Aufnahme der Bauarbeiten später, 
muss diese wiederholt werden. Kann ein Brutverhalten nicht ausgeschlossen 
werden, so ist die Bauausführung am betreffenden Standort bis zur Beendigung 
der Brut (Flüggewerden der Jungvögel) auszusetzen. Besatzkontrolle und Nach-
weis der Beendigung der Brut ist im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung 
zu dokumentieren. 

AV4 – Bauzeitenregelung im Bereich potenzieller Quartiersstandorte von  
            Fledermäusen  

Bei der Rodung von Gehölzen (z.B. Knicks) mit einem Stammdurchmesser > 30 
cm sind Eingriffe nur im Zeitraum vom 01.12.-31.01. zulässig. Da sich die poten-
ziell vorkommenden Höhlen möglicherweise auch als Winterquartiere eignen 
können, ist auch während der Zeit zwischen dem 01.12. und 31.01. sicherzustel-
len, dass sich keine Individuen in den Quartieren aufhalten. Dies gilt für Bäume 
mit einem Durchmesser > 50 cm, die eine ausreichende Isolierung aufweisen. 
Ggf. können Höhlen mittels Vliese und Reusen verschlossen werden. In Fällen 
der Betroffenheit von potenziellen Winterquartierbäumen ist eine Abstimmung mit 
der UNB zu erfolgen. 

  



AV5 – Besatzkontrolle Fledermäuse 

Eine Besatzkontrolle ist erforderlich, wenn im Zeitraum vom 01.02. bis 30.11. in 
Gehölzbestände eingegriffen wird, in denen Zwischen- und Tagesquartiere und 
ggf. Wochenstuben von Fledermäusen nicht ausgeschlossen werden können. 
Vom Eingriff betroffene Einzelbäume mit einem Stammdurchmesser von > 30 cm 
sind vor Baubeginn auf potenziell als Quartier geeignete Strukturen (Höhlen, 
Spalten etc.) und Besatz (Endoskopie) zu prüfen. 

Sollten die Einzelbäume eine Funktion als Fortpflanzungs- und Ruhestätte auf-
weisen, so ist zu prüfen, ob die Funktionalität der Lebensräume im räumlichen 
Zusammenhang gewährleistet bleibt (weitere adäquate Höhlen-/ Spaltenbäume 
in ausreichender Anzahl in der Umgebung). Ist dies der Fall, sind keine weiteren 
Maßnahmen erforderlich. Ist dies nicht der Fall, sind räumlich benachbart Ersatz-
quartiere als CEF-Maßnahme anzubringen. 

AV6 – Biologische Baubegleitung 

Die notwendigen Maßnahmen sind von einer fachlich geschulten Baubegleitung 
zu begleiten. 

 Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

a) Archäologische Kulturdenkmäler (§§ 11-17 DSchG SH)  

Werden während der Erdarbeiten Kulturdenkmale entdeckt oder gefunden, ist 
dies gemäß § 15 DSchG SH unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner 
für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer 
des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für 
die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zum Fund ge-
führt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
Die nach Satz 2 des § 15 DSchG SH Verpflichteten haben das Kulturdenkmal 
und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erheb-
liche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Ver-
pflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen der Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe-
schaffenheit. 

b) Bodenschutz 

Humoser Oberboden stellt ein gesetzliches Schutzgut dar und darf als solches 
nicht vernichtet oder vergeudet werden und ist bei Baumaßnahmen in nutzbarem 
Zustand zu erhalten.  

Generell ist der humose Oberboden schonend aufzunehmen und wiederzuver-
wenden. 

Während der Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass der Bodenaushub getrennt 
nach Ober- und Unterboden gelagert und anschließend wieder fachgerecht ein-
gebaut wird. Eine Schadverdichtung des Bodens durch Baufahrzeuge und La-
gerflächen ist zu vermeiden. Nach Beendigung der Bauarbeiten ist die ursprüng-
liche Luft- und Wasserdurchlässigkeit des Bodens wieder herzustellen. Die DIN 
19639 (Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben) sowie die 
DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten) sind zu be-
rücksichtigen. 

Oberboden ist abseits vom Baubetrieb in Bodenmieten zu lagern (maximale 
Höhe 2,00 m), wobei diese nicht befahren werden dürfen. Bei Lagerung von mehr 
als 3 Monaten während der Vegetationszeit ist eine Zwischenbegrünung zum 



Schutz gegen Austrocknung und Erosion vorzunehmen. Die Ansaat ist gemäß 
DIN 18917 – Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Rasen und Saatarbeiten 
– durchzuführen. Durch die Bearbeitung darf der Oberboden nicht schadhaft ver-
dichtet werden. Entsprechend sollen bei anhaltend starkem Regen oder bei nas-
sem Boden keine Bodenarbeiten bzw. Befahrungen durchgeführt werden. Über-
schüssiger Oberboden ist als wertvolles Schutzgut zu erhalten und weiterzuver-
wenden. 

Im Zuge der geplanten Maßnahme sind die Vorgaben des Baugesetzbuchs (u. 
a. § 202 BauGB - Schutz des humosen Oberbodensund § 34 Abs. 1 Satz 2 
BauGB - Wahrung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse), der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV, § 12), des Bundes-Boden-
schutzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes (KrWG u. a. § 2 und § 6) einzuhalten. 

Innerhalb des Plangeltungsbereichs befinden sich nach heutigem Kenntnisstand 
(Stand 03/2023) keine Altablagerungen. 

Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetrof-
fen werden (z.B. Plastikteile, Bauschutt, auffälliger Geruch oder andere Auffällig-
keiten), ist die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
umgehend zu informieren. 

c) Anbauverbotszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG und Anbaubeschränkungszone 
gem. § 9 Abs. 2 FStrG (Bundesfernstraßengesetz) 

Gemäß § 9 Abs. 1 FStrG dürfen Hochbauten jeder Art längs der Bundesautob-
ahnen in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom äußeren befestigten Rand 
der Fahrbahn, nicht errichtet werden. Einer möglichen Unterschreitung der 40-
Meter-Grenze wird im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens pauschal nicht zu-
gestimmt und bedarf der konkreten Prüfung im Einzelfall (§ 9 Abs 8 FStrG). Hoch-
bau im Sinne des Gesetzes ist jede bauliche Anlage, die mit dem Erdboden ver-
bunden ist und über die Erdgleiche hinausragt. Das gilt z.B. auch für die Aufstel-
lung von Containern, die nur durch ihre eigene Schwere ortsfest auf dem Erdbo-
den ruhen und gilt auch entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen grö-
ßeren Umfangs. 

Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen bauliche Anlagen der Zustimmung des Fern-
straßen-Bundesamtes, wenn sie längs der Bundesautobahnen in einer Entfer-
nung bis zu 100 m und längs der Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung 
der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 
m, gemessen vom äußeren befestigten Rand der Fahrbahn, errichtet, erheblich 
geändert oder anders genutzt werden. Auch verfahrensfreie Vorhaben im Be-
reich der Anbauverbots- und Beschränkungszonen bedürfen der Genehmi-
gung/Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes. 

Gemäß § 9 Abs. 2c FStrG ist das Fernstraßen-Bundesamt im Genehmigungs-
verfahren für eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsener-
gie zu beteiligen, wenn eine solche Anlage längs einer Bundesautobahn in Ent-
fernung bis zu 100 Meter oder längs einer Bundesstraße außerhalb der zur Er-
schließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten 
bis zu 40 Meter, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahr-bahn, 
errichtet oder erheblich geändert werden soll. Bedarf eine Anlage zur Er-zeugung 
von Strom aus solarer Strahlungsenergie keiner Genehmigung, hat der Vorha-
benträger das Vorhaben vor Baubeginn bei der jeweils zuständigen Be-hörde 
nach § 9 Absatz 2c Satz 2 FStrG anzuzeigen. 

Anlagen der Außenwerbung in Ausrichtung auf die Verkehrsteilnehmer der Bun-
desfernstraßen in einer Entfernung bis zu 40 m vom Rand der befestigten Fahr-
bahn sind grundsätzlich unzulässig; in einer Entfernung von 40 bis 100 m vom 



Rand der befestigten Fahrbahn bedürfen sie – auch an der Stätte der Leistung – 
einer gesonderten Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes. Auf § 33 StVO 
wird verwiesen. Die Errichtung von Werbeanlagen unterliegt ebenso der Geneh-
migung oder Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes. 

Folgende gewichtigen straßenrechtliche Belange dürfen dem bei der Errichtung 
einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie nicht ent-
gegenstehen: 

a. Sicherstellung der Funktionstüchtigkeit der autobahneigenen Anlagen 
(Bestandsanlagen i. S. d. § 1 Abs. 4 FStrG und Funktionsflächen) 

b. Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs während der 
Errichtung und des Betriebs (insb. keine Verkehrseingriffe, Blendwirkung) 

c. damit verbunden die Beachtung der Vorgaben der RPS 2009 
d. Sicherstellung von bereits bestehenden konkreten Ausbauabsichten 

Photovoltaikanlagen sind so zu errichten, dass eine Blendwirkung auf die an-
grenzende BAB 210 ausgeschlossen wird. 

§ 11 Abs. 2 FStrG ist zu beachten. Einfriedungen in nicht massiver Ausführung 
(also keine Mauerwerks- oder Betonelemente) werden im straßenrechtlichen 
Sinne nach Bundesfernstraßengesetz (FStrG) unter § 11 Abs. 2 betrachtet. Dem-
gemäß dürfen Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere mit dem 
Grundstück nicht fest verbundene Einrichtungen angelegt werden, wenn sie die 
Verkehrssicherheit (konkret) nicht beeinträchtigen und sind anzeigepflichtig. 
Massive Einfriedungen sind Hochbauten im Sinne von § 9 Absatz 1 FStrG und 
sind in der Anbauverbotszone nicht zulässig. 

d) Anbauverbotszone gemäß § 29 StrWG (Straßen- und Wegegesetz Schles-
wig-Holstein) 

Längs der Landstraßen dürfen außerhalb der Ortsdurchfahrt Hochbauten jeder 
Art sowie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer Entfer-
nung bis zu 20,00 m von der Landstraße 47, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden.  

e) Rechtsgrundlagen 

Sämtliche der Planung zugrunde liegenden Rechtsgrundlagen sowie DIN-Nor-
men können bei der Amtsverwaltung des Amtes Eiderkanal eingesehen werden. 

f) Potenzielle Beeinträchtigung des Straßen- und Schienenverkehrs sowie 
der Wohnbebauung durch Blendung  

Um auszuschließen, dass durch die PV-Freiflächenanlage eine gefährdende Be-
einträchtigung des Straßen- und Schienenverkehrs sowie eine erhebliche Beläs-
tigung der benachbarten Wohnbebauung durch Blendung im Sinne des BIm-
SchG entsteht, muss im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ein Nach-
weis der Unbedenklichkeit der konkreten Anlagenplanung erbracht werden. 

g) Verzinkte Stahlprofile und Grundwasserschutz:  

Im gesamten Plangebiet ist eine Gründung der Solarmodule mit verzinkten Stahl-
profilen aus Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes nur zulässig, wenn 
vor Baubeginn fachgutachterlich nachgewiesen wird, dass sich der höchst anzu-
nehmende Grundwasserstand unterhalb der Gründungsebene der Solarmodule 
bzw. Zaunanlage befindet. Der Nachweis ist der unteren Wasserbehörde vor 
Baubeginn vorzulegen. 

Alternativ sind andere Gründungsmaterialien zu verwenden (z. B. unverzinkter 
Stahl, Edelstahl, Aluminium oder Stähle / Metalle mit Zink-Magnesiumbeschich-
tung, oder vergleichbarer Korrosionsbeständigkeit). Gleiches gilt für die Grün-
dung der Zaunanlage. 



h) Artenliste Baum- und Gehölzpflanzungen:  

Heimische Gehölze als Abgrenzung zum Außenbereich  

Str. 2 x v, 5 – 7 Tr. oder Hei 2 x v, 150-200 cm  
Quercus robur     Stieleiche 
Quercus petraea    Traubeneiche 
Pyrus pyraster    Holzbirne 
Crataegus monogyna    Weißdorn 
Prunus spinosa    Schwarzdorn 
Malus sylvestris    Holzapfel 
Prunus spinosa    Schlehe 
Rhamnus frangula    Faulbaum 
Rosa glauca     Hechtrose 
Salix aurita     Öhrchenweide 
Corylus avellana    Haselnuss 
Sambucus nigra    Schwarzer Holunder 
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